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Rechtspositivismus vergangener Jaßre 1st Deutschland So haben Staat un Kirche 1n deutsdneri Landen iın der
noch niıcht überwunden. Der Kampf die Gleich- Schulfrage immer. eın Gemeinsames gesehen. Nur ist Ccs

berechtigung 1mM Familienrecht beweist 65,. verstehen, daß in weıten Teilen Deutschlands das öftent-
Die Famıilienrechtsretorm 1St eın ernstes Anlıegen der iıche Volksschulwesen kontessionell geblieben ist, daß der
christlichen Kirchen. Dıe deutschen Bischöfe haben 1im Religionsunterricht ordentliches Lehrfach in allen Schulen
Januar 1952 ihre Stellungnahme den Denkschriften 1St uUSW., Wer die jetzige Schulsituation erfassen will, darf
Hagemeyer dem Bundeskanzler un: Bundesjustizminister 7zudem nıcht veErgCSSCH, da{ß der Nationalsozialısmus u
übermittelt un: iın bezug aut die Gleichberechtigung - historisch w 1e war MIt aller Tradıition brach un auf

diesem Gebiet in erster Linıe die Trennung VO  3 Staatklärt, da{f{ß die für jede Gesetzgebung selbstverständlich
geltende Rücksicht auf die geschichtlichen Tatsachen nicht und Kırche herbeifiihren wollte, Z eıl auch herbei-

geführt hatdazu $ühren dürte, da{ß das kommende echt NUr vorüber-
1945 kam dann kraftvoller die Gegenbewegung, dergehende, zeıtbedingte Verhältnisse (z. B Kriegszeit) als

Dauerzustand normiert oder gai Vertallserscheinungen Wille ZUr Restitutio. Staat un Kirche begegneten sich w1€e-
der in der Absicht, gemeinsam einer Aufgabe arbeiten,ım Bereich der Ehe un: F an;ilje sanktioniert. Be1i der
tür die beide Verantwortung tragen haben ine Aus-Gesetzgebung dürfe INa  —$ weder einseltig ausgehen VO  a

den erkrankten oder gai zerfallenen, noch VO  eal nahme machten die Länder, 1n denen der qAQristliche Eın-
ten idealen Ehe- un: Familienverhältnissen. Grundlage flu{ß gering 1St;, Niedersachsen, Bremen, Schleswig-Holstein

un Berlın. Man wollte zurück ZU Recht! ber jedeskönne und dürte 1LUr se1ın die natürliche Ordnung. Hıer
musse sıch der einzelne be1 seinem Verhalten ebenso Einzelland versuchte zugleich auch, 1mM Aufbau der Schule
beugen w 1e der Staat be1 seiner Gesetzgebung, deren Ver- und 1in ihrer Gestaltung sein eigenes Wesen verkörpern

un seine Eigenständigkeit behaupten.pflichtung gegenüber dem Gemeinwohl wıe deren erziehe-
rische, zukunftsentscheidende Bedeutung nıe AUS dem Auge Dıie willkürlichen Einschnitte, die die Besatzungszonen
gelassen werden dürften. machten, die konstrujerten en Länder, das Fehlen der
Weiterhin haben der katholische deutsche Frauenbund, der Einheitlichkeit, die Jangdauernde Unmöglichkeit, über
Berutsverband katholischer Fürsorgerinnen, der katho- Zonengrenzen hinaus gemeinsamen Beratungen kom-
lische Fürsorgeverein für Frauen, Mädchen un Kınder, INCI, rachten selbstverständlich MmMI1It sich, da{fß zunächst
die katholischen Männerorganisationen un der Deutsche eine Zersplitterung 1 Schulwesen eintrat. Sıe wurde VOI-

Carıtasverband den Denkschriften Stellung X  MMCN. mehrt durch die Reformlust, die in den sozialistischen Län-
Der Bundeskanzler hat dem Erzbischof VvVon öln VeLr- dern als über Kopf ohne nötige Behutsamkeit un Be-
sichert, daß zuversichtlich hoffe, daß die Famılien- sinnung gewaltigen AÄnderungen führte.
rechtsreform, deren Ausma{fß un Rıchtung beeinflussen Als 1948 der Parlamentarische Rat ZzZusammentrat, um eın
ıhm ein csehr ernsities Anliegen sel, ine ersprießliche Lösung Grundgesetz für die Westdeutsche Bundesrepublik
1n dem durch das Grundgesetz vorgezeichneten Rahmen schaften, spielte natürlich die Schulfrage eine große Rolle
finden möOöge. In gleichem Sinne außerte sıch unterdes der Soz1ialısten und Liberalisten hätten s1e lıiebsten ganz
Bundesjustizminister, der dabe; aut die vornehmste Auf- Zus dem Grundgesetz herausgelassen oder aber einen aAb-
gabe des Staates, Ehe un Famiıilie schützen, hinwies soluten Zentralısmus durchgeführt. Beides wurde vereitelt.
un: die natürliche Ordnung iın Ehe un: Famiılie als Aus- CDU un Zentrum vermochten allerdings nıcht, das Eltern-
gangspunkt für die rage der recht bezüglich der Schule 1n das Grundgesetz hiıneinzu-
netfe

Gleichberechtigung bezei€n- bringen, aber sıe konnten doch eine Reihe anderer rtund-
satze durchsetzen, die mMIi1t den Grundrechten der einzelnen
un der Gemeinschaften zusammenhängen. Dıie Kultur-
hoheit der Länder wurde 1mM Grundgesetz anerkannt. DasDie Schulirage in den deutschen Ländern war eın großer Erfolg der beiden Jetztgenannten Parteien.
Gleichzeitig wurde die Verpflichtung ausgesprochen, daß

Das Schulwesen In der eutischen Bundesrepubli die Länder sıch diese Grundsätze halten haben, da
Wer das deutsche Schulwesen 1n seiner Eigenart un jel- s1e ZUS den Grundrechten fießen. Das WAar der Z7welıte Er-

tolg Beide Erfolge konnten allerdings icht den Mangelgestaltigkeit verstehen will, muß sıch bewußt se1n, daß
die Landesherren 1n Deutschland VO  e} dem Augenblick, da aufwiegen, daß das Elternrecht bezüglıch der Schule keıine
die Schule Staatsschule wurde, auch Herren der Schule Aufnahme gefunden hatte.

Dıie 1n rage kommenden Bestimmungen des Grundgesetzes1r So eigenständig sıch ın den einzelnen Ländern das
lautenstaatliche, das kulturelle, das soz1iale Leben entwickelte, SO

mannigfach gedieh auch das Schulwesen. „Artikel
Es VO  } wen1g geschichtlichem Sınn, Wenn heute ber Das gesamte Schulwesen stght der Aufsicht des
die Vielgestaltigkeit des Schulwesens geklagt wiırd. Hat Staates.
Ss1€ doch ıhren Grund in dem Charakter des Deutschen, der Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, ber die

historisch Gewordenen festhält un: deshalb auch Ent- Teilnahme des Kındes a Religionsunterricht be-
wicklungen iın einzelnen Landesgebieten ungern stimmen.
Das hat seine Licht- un: Schattenseıiten; aber WL nNnur den Der Religionsunterficht 1St 1n den öffentlichen Schulen

mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentlichesSchatten sıeht, wiırd leicht ungerecht.
Noch ein anderes mu{l gesehen werden: In Deutschland 1st Lehrtach. Unbeschadet des staatliıchen Aufsichtsrechtes
die Trennung VO Staat un: Kirche nie durchgeführt wırd der Religionsunterricht in Übereinstimmung mi1t den
worden W1e 1n anderen Ländern, ob in  ; NU: Amerika Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteılt. Keın
denkt, sS1e ımmer bestanden hat, oder Frankreich Lehrer darf seinen Willen verpflichtet werden, Re-
oder Holland, s1ie erst allmählich geworden 1St. ligionsunterricht erteılen.
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Das echt ZUr Errichtung VO  = Schulen wırd genehmigt un: anerkannt werden Allerdings 1St Voraus-
gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für öftentliche SCETZUNg, daß die Stellung der Lehrkräfte gesichert 1STt
Schulen bedürtfen der Genehmigung des Staates un unter- ine gerechte Anerkennung des Elternrechtes lıegtstehen den Landesgesetzen Die Genehmigung 1St 6CI- darın, da{fß prıvate Volksschulen ZWar nıcht allzemein C1N-
teilen, wenn die Schulen ihren Lehrzielen un: geführt werden können, aber überall dort als Gemeıin-
Einrichtungen der wıissenschaftlichen Ausbildung schaftsschule oder als Bekenntnisschule oder als Welt-
ihrer Lehrkräfte nıcht hinter den öftentlichen Schulen anschauungsschule zugelassen werden 1I1USSCH der
rückstehen un ine Sonderung der Schüler nach den betreffenden Gemeinde diese Schulart als öftentliche Schule
Besitzverhältnissen der Eltern ıcht gefördert wırd Die nıcht vertreten 1SE und die Eltern S$1e verlangen.Genehmigung 1St 9wenn die wirtschaftliche un: Sogenannte Vorschulen bleiben nach WI1Ie VOT auf-rechtliche Stellung der Lehrkräfte nıcht genügend ZC- gehoben.sichert i1SEt. Landesschulregelungen bestanden schon VOLr dem

ıne pPrıvate Volksschule ı15t 1Ur zuzulassen, wenn dıe Grundgesetz. Jetzt muß überall geprüft werden, ob SIC
Unterrichtsverwaltung C1Iin besonderes pädagogisches In- MIt den Bestimmungen des Grundgesetzes Eınklang
Leresse anerkennt oder, auf Antrag VO  w} Erziehungs- stehen Auch der Leser dieses Hefttes ann sıch dieser -
berechtigten, Wenn sSie Als Gemeinschaftsschule,; als Be- fe Aufgabe unterziehen VWo noch keine Neu-
kenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden regelung stattgefunden hat, wırd das Grundgesetzsol] un A öftentliche Volksschule dieser Art der
Gemeinde nıcht esteht.

allen Umständen eachten se1n.,. Darüber wıird spater
noch einmal besonders berichtet werden INUSSECI..,

Vorschulen leiben aufgehoben.“ Die Anerkennung der Schulhoheit der Länder hat dazu
Man CLut gut daran, auch Art (1—3), ı dem1 geführt daß manche Fragen der NnNeren und außeren

das allgemeine Elternrecht ausgesprochen wiırd, Schulgestaltung WI1IC die Zahl der Grundschulklassen, das
Er lautet: eunNntie Schuljahr, die Fremdsprache, die Dauer der

„Artikel höheren Schule, die Gestaltung der Reifeprüfung, der An-
FEhe un Familie stehen dem besonderen Schutz fang des Schuljahres, 7zwıschen den Kultusministerien VeEeI-

der staatlichen Ordnung. einbart werden INUuSSCI
Bıs lıegen folgende Vereinbarungen VOLPflege und Erziehung der Kiıinder sınd das natürliche

echt der Eltern un: die zuvörderst ıhnen obliegende a) Anfang des Schuljahres (ausgenommen Bayern),
Pflicht. ber iıhre Betätigung wacht die staatliche Ge- Privatschule,
meınschaft. C) Reifezeugnisse (gegenseıtige Anerkennung).

Gegen den Wıllen der Erziehungsberechtigten dürtfen Auft diese Weise lassen siıch Schwierigkeiten beseitigen,
Kınder NUr aut Grund Gesetzes VO  w} der Famılie lassen sıch NEeEUeE verhindern. Es 1St ungerecht, die er-

werden, wenn“die Erziehungsberechtigten Ver- gangsschwierigkeiten, deren Gründe oben dargelegt WUL-
oder WEn die Kınder AaUuUus anderen Gründen VeIr- den, übertreiben odern ıhres Vorhandenseins ein

wahrlosendrohen.“ zentralistisch aufgebautes Schulwesen verlangen Eın
Das Grundgesetz hat sıch also die ıiNnnere Gestaltung föderalistisch gebautes Schulwesen 1ST Deutschland -
des Schulwesens, die Frage der Schulreform nıcht gCc- umgänglich Be1 verantwortungsvoller Miıtarbeit aller wird
kümmert. Diese Fragen überläßt ganz den Ländern. sıch verhindern lassen, daß auseinanderfällt, wırd die
Es trifft NUur Bestimmungen über: Vielgestaltigkeit C1iNeEe geordnete un damıt eCcin nationaler

das Autsichtsrecht des Staates über das ZESAMLTE Schul- Wert se1in können
EeSCH,
den Religionsunterricht, Bayern

C) die Privatschule.
ber den Religionsunterricht wird folgendes bestimmt: Bekenntnis- und Gemeinschaftsschule

Das echt auf den Religionsunterricht ı allen Schul- Nach der bayerischen Verfassung 1STt WEn auch nıcht Aaus-
1St gewährleistet. drücklich doch durch die gesetzliche Regelung, da{fß

Nıemand annn den Wıllen der Erziehungsberech- Gemeinschattsschulen NUur auf besonderen Antrag errichtet
tigten CZWUNgeEnN werden, Religionsunterricht teilzu- werden können, die Bekenntnisschule als die Regelschulenehmen: kein Lehrer kann eEZWUNgECEN werden, ıhn anerkannt Art 135 der Verfassung Sagt Die öffent-
erteilen lıchen Volksschulen sind Bekenntnis- oder Gemeinschafts-

Der Religionsunterricht 1SE ordentliches Lehrtach schulen Di1e Wahl der Schulart steht den Erziehungs-
Er muß Übereinstimmung MI1 den Grundsätzen der berechtigten fre1 Gemeinschaftsschulen sınd jedoch 1Ur

Religionsgemeinschaften erteıilt werden ÖOrten I1 bekenntnismäliig gemischter Bevölkerung aut
ine Ausnahme machen bekenntnisfreie Schulen Da Antrag der Erziehungsberechtigten errichten Für den

Abs ıcht VO  S) bekenntnisfreien, sondern VO  } Gemein- Charakter der Bekenntnisschulen 1S5T Abs des genannten
schaftsschulen die ede 1ST MU: geschlossen werden, daß Artikels maßgebend An den Bekenntnisschulen werden
Gemeinschaftsschulen un: bekenntnisfreie Schulen die- 1Ur solche Lehrer verwendet die und bereit sind
seCem Punkte gleich behandelt werden iNUuSsSeN In letzteren die Schüler nach den Grundsätzen des betreftenden Be-
also wırd eın Religionsunterricht erteilt. kenntnisses unterrichten un erziehen
Wiıchtig ı1ST die Regelung des Privatschulwesens. Nach dem Intormationsdienst des Bayerischen Statıist1i-

Das echt auf die Schulen wıird gewährleistet. schen Landesamtes VO 1952 (S 10) sınd 73
Private Schulen MIItC Ausnahme VO  w Volksschulen der Volksschulen katholische, evangelısche Be-
die den öffentlichen Schulen gleichwertig siınd un sıch kenntnisschulen und Gemeinschaftsschulen Da-
den Plan des öftentlichen Schulwesens einordnen, MUSsSCHN bei IST festzustellen SAagt der Informationsdienst, „dafß

331



der zweiklassige lsowc‘)hl' in Klasse j — Ww1e 5—8 jesich SEn quein$&1aftgd1ple_n „war nicht de'r ab-
soluten Zahl nach, aber 1m Verhältnis in den Großstädten Wochenstunden. In der dre%lQa;sig_qg Schule sind 1n
befinden: - 33,5 V, ihrer Volksschulen sind Gemeın- Klasse.1/2 3 Wochenstunden, in den Klassen 3/5 un: 6/8
schaftsschulen, während in den übrigen Stadtkreisen NUuUr Je Stunden, in der vierklassıgen Schule hat wieder die

Klasse 172 Wochenstunden, dıe übrıgen Je 4, in der fünt-10,8 \ In in den Landkreisen NUur Z A sind.“
Die ab_soluteri Zahlen besagen, dafß VO  a den 5890 Schul- klassıgen Schule hat die Klasse Y 1E Klasse eben-

mIiıt 6712 öffentlichen Volksschulen 4977 katholische, talls un die drei übrigen Klassen Je Wochenstunden.
Die gleiche Zuteilung VO  e} Religionsstunden gilt SINN-1518 evangelısche Bekenntnisschulen un: 22 Gemeıin-

schaftsschulen sind. gemäfß für die sechs- un: siebenklassige Volksschule.
Die Errichtung VO  3 Gemeinschaftsschulen ist-nach dem Den Eltern 1sSt die Möglichkeit gegeben, ıhre Kiınder Vom

Schulorganisationsgesetz VO 1950 in folgender Weıse Religionsunterricht abzumelden. Es wırd davon aber ver-

schwindend weni1g Gebrauch gemacht. Von ınsgesamtgeregelt: Is ÖOrte mMıt bekenntnismäßig gemischter Be-
871 065 römisch-katholischen Kindetn wurden nach demvölkerung 1m Sınne der Verfassung gelten Gemeinden, iın

denen mindestens 19/0 der Bevölkerung anderen Bekennt- „Informationsdienst“ 1951 NUr 293 Kinder abgemeldet,
das sind Schüler auf 1Ö 000 Von 301 824 evangelischennıssen angehört. Der Antrag aut Errichtung einer Gemeıin-
Kindern LO2ZZ: das sınd 34 vonschaftsschule ann 1U VO  e} mındestens Erziehungs-

berechtigten gestellt werden. Anträge dieser Art mussen In den Berutsschulen miıt 5 — 9 Wochenstunden wırd
wöchentlich ine Religionsstunde erteıilt. In den Mittel-schriftlich be1 der Gemeindebehörde spatestens dre1 Mo-
schulen un: höheren Schulen sind durchwegs Wochen-

nate vor Beginn eınes Schuljahres eingereicht wer-

den Zur Antragstellung sind diejen1gen Erziehungsberech- stunden $ür alle Klassen vorgesehen.
tigten befugt, dıe nach den geltenden Vorschritten über Der Religionsunterricht an. den Volksschulen-wird Z7zumeist

VO  5 Geristlichen, weıterhin VO  3 weltlichen Lehrkräften,die religiöse Erziehung des Kindes estimmen haben
die die Miss1o0 canonIica besitzen, und von LaienkatechetenAuf Antrag einer Zweidrittelmehrheit der beteiligten Er-

ziehungsberechtigten kann ıne kirchliche Genossenschaft erteilt: den letzteren sind nach dem augenblicklichen
mMI1t der Erteilung des Unterrichts einer Bekenntnis- Stand Z hauptamtliche Kräftte. Dıie nebenamtliche Tätıg-
schule beauftragt werden. Der öffentliche Charakter der keit 1St von den örtlichen Möglichlgeiten de1; Seelsorgs-
Volksschule, die Vorschriften über die Schulpflegschaft un geistlichkeit abhängig.
die Schulautsicht werden dadurch nıcht erührt. Die eilnahme der Schüler a sonntäglichen Schulgottes-

diensten (in größeren Schulen), der Besuch VO VWerktags-Die Erziehungsberechtigten können einen Schüler des —

deren Bekenntnisses, namentlich 1m Hinblick autf weıte gottesdiensten (besonders auf dem Lande), die Beteiligung
Schulwege, gastweise anmelden. der Schüler Prozessionen und anderen kırchlichen Ver-

anstaltungen i1St 1m Sınne der relig1ösen Erziehung durch-
I£rzfvatscbulen WCS geregelt. ine Ministerialentschließung VO

Für volksschutpflichtige Kindér‚ die in einer gemeıin- 1951 regelt den Volksschulunterricht örtlichen Feier-
nützigen Erziehungsanstalt ErZOgCNH werden, annn nach ° Es können oder halbe Tage, die schon bısher
dem Schulorganisationsgesetz die Errichtung einer Volks- kirchlicher Feste‘ oder on nach örtlichem Her-
schule MI1t dem Charakter einer öffentlichen Volksschule kommen schulfrei waren, auch weiterhin bis ZU Höchst-
genehmi1gt werden. Israelitischen Glaubensgemeinden ann maiß VO  3 sieben Tagen 1 Schuljahr schulfrei bleiben.
auf Antrag die Errichtung eiıner israelitischen Volksschule Diese. Tage sind aber in die Gesamtzahl der Ferientage
m1t dem Charakter einer öffentlichen Volksschule DC- einzurechnen.
nehmigt werden. Sonstige private Volksschulen sind in ber das Lehrverfahren 1mM Religionsunterricht wird
Bayern selten. Nach dem genannten „Informationsdienst“ ohl bei der w1ıe bei der Lehramtsprüfung auf An-

1951 nNneunNn Schulen mi1t 472 Klassen, 363 Knaben, trag des Prüfenden eine Prüfung vorgeNOMmMCN, die
sowohl den Lehrinhalt w1e die Methode betriftt. Nach1461 Mädchen, 1824 Schülern. Die Zahl der

Schulkinder 1n den öffentlichen Volksschulen betrug aber bestandener Prüfung wird die Miss1o0 canon1ca erteılt.
180 366 Die relilgiöse Erziehung ın der Lehrerbildung

Religionkunterricbt ın den öffentlichen Schulen un die Die Lehrerbildung steht in Bayern ZUr eıt in einem
yeligiöse Erziehung Übergangsstadium. Dıie früheren sechsklassıgen Lehrer-

Der Religionsunterricht wird in den Volksschulen nach bildungsanstalten sind aufgehoben, die akademische
folgender 1m uch bayerischen Bildungsplan vorgesehenen Lehrerbildung der Universität oder in Pädagogischen

Hochschulen noch nıcht gesetzlich geregelt; wurdenStundentafel erteıilt: In der ausgebauten Volksschule: 1m
Schuljahr der Knaben VO:  n} 71 Stunden 3.Wochenstunden, Abiturientenlehrgänge eingerichtet, die in dreı Semestern

1mM Schuljahr VO.  3 Stunden Wochenstunden, 1mM die Ausbildung VO  $ Volksschullehrkräften übernehmen:
Es.sind Zt 15 frühere Lehrer(-innen)bildungsanstaltenun Schuljahr von 26 Stunden Wochenstunden, in den

Mädchenklassen dieselbe Stundenzahl be1 25 bzw. Z miıt dieser Aufgabe betraut. Sıe sind bekenntnismäfßig ein-
bzw. Stunden. In den D Uun: Knabenklassen Je gestellt mıiıt der Möglichkeit, Gastschüler des anderen Be-

Stunden Religionsunterricht VO  —$ 29 bzw 3() Wochen- kenntnisses aufzunehmen. Die Lehrgänge sind ausdrück-
lich auf die relıg1öse Charakterbildung ausgerichtet. In derstunden, in der Klasse Wochenstunden £ür Relıgion

bei wöchentlich ebenfalls Gesamtstunden: 1n den Einleitung des Lehrplans für diese Lehrgänge ist unter
5E 6., Mädchenklassen JE Wochenstunden Religion VO  $ derem gesagt: „Über allem muß bewußt das erzieherische
610 Wochenstunden 1m aNzCNH, in der Mädchenklasse Bemühen stehen, durch ‘ Vorbild, Lehre un Tun, SOW1e

durch die Gestaltung des Gemeinschaftslebens 1m -Wochenstunden Religion VO  a 31 Gesamtstunden.
Die Stundentafel für die nichtausgebaute Volksschule gehenden Lehrer jene pädagogische Gesinnung er-

sieht 1n der ‚einklassiıgen Schule Wochenstunden VOoTL, in zeugen, die das Kernstück der Lehrerpersörilichkeit 1St.
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Im Aufbau des Lehrstoffes steht der Spitze die Eın- mäßıigen Unterrichts. Immerhin haben annähernd 90 0/9
der West-Berliner Eltern ihre Kınder ZU Religions-führung die Philosophie JC Wochenstunden des

un Semesters. Wörtlich 1ST wieder SCSAZT „Die uhterricht angemeldet.
Mannigfaltigkeit philosophischen Denkens darf iıcht Diese Forderung der christlichen Bevölkerungskreise

zersetzenden Relativismus angeblich ı sıch gleich- wurde schliefßlich ı Sommer des vecrsgan  CNCNHN Jahres VvVon

Lehrmeinungen führen, sondern muß ı ekennt- der CDU Fraktion des Abgeordnetenhauses
nısmaßıiger Eindeutigkeit dem relıg1ösen Glauben CI- Inıtıatıyantra> aufgegriffen Die Ausschußberatung des
klärend die Se1ite treten.‘C  In Erfüllung dieser Aufgabe Antrags mußfite Kampfabstimmung VO  j CDU
wırd diese Einführung verschiedenen Anstalten VO und FDP die SPD IZWUNSCH werden, die auch
Religionslehrer besorgt. hier wıeder einmal MI1 der Koalitionssprengung drohte
Der Lehrstoff der relig1ösen Unterweısung wırd VO'  3 den nzwischen hat der Kultursenator durch Rundverfügung
kirchlichen Behörden angeordnet Er teilt sıch einerselts VO' 16 Dezember 1951 ergänzende Bestimmungen
relıgionswissenschaftliche Unterweısung, andererseits den Rıchtlinien (des SCEINEKZELILLZCN soz1aldemokratischen
die religionspädagogische Ausbildung Stadtrats May) VO November 1950 für dıe urch-

führung des Religionsunterrichts herausgegeben; auch S16
Berücksichtigung des Elternwillens wurden übrigens von den SPD Vertretern Volks-

Die Elternschaft 1ST auf Grund der VO  S ıhr vorgeNOMMCE- bildungsausschufß teilweise heftig kritisiert In den u€ecmn
NN Wahlen den Schulpflegschaften der Volksschulen Bestimmungen wırd der Versuch unternommMenN, der
un den Elternbeiräten der höheren Schulen vertiretifen noch geltenden, den Religionsunterricht WwWe1tLeSsSt-
Die Schulpflegschaften haben 1Necen wesentlichen Einflufß gehend beengenden Schulgesetzparagraphen diesen mehr
auf die Gestaltung des Schulbetriebs durch die Unter- als bisher den CGesamtunterricht einzugliedern und dıe
stutzung der Lehrerschaft bei der ßere_its&elh_mg VO'  w Miıt- | lqäeligiqns}ghrer ]Ins Lehrerkollegium einzubeziehen. Außer-
teln für die Ausstattung un: *-” var3  den Schulbedarf der Ce11N- dem wiırd ı die Möglıichkeit geboten, Umständen
zelnen Schulen durch dıe Miıtwirkung bei der urch- den Religionsunterricht nıcht LUr den Eckstunden
tührung des Schulversäiumniswesens Von vielen Lehr- erteilen sondern auch nach Besprechung zwischen Schul-
kräften wırd den Miıtgliıedern der Schulpflegschaft aber leiter, Religionslehrer un: Elternvertretung andere Unter-
auch den Eltern der der Klasse verein1ıgten Schüler richtsstunden tür ıh frei machen
Siınne der „offenen Schultür“ Gelegenheit geboten, den Gerade der katholische Religionsunterricht begegnet vielen
heutigen Schulbetrieb unmittelbar kennenzulernen Regel- organisatorischen Schwierigkeiten, VOL allem deshalb weıl
mäßige Klassenelternabende und Schulelternveranstaltun- bei eLw2 1Oprozentigen katholischen Minderheit
SCH siınd pflichtmäßig durchzutühren Außerdem werden der Gesamtbevölkerung manche Klassen NUur hıs katho-
diıe meısten Eltern von den katholischen und evangelischen lische Kınder aufweisen;: tür diese allein Religionsunter-Elternvereinigungen erfaßt dıe VO' parteipolıtischen richt erteilen, 1STt tür die Seelsorger und Katecheten AZus
Standpunkt wegführen Auffassung ihrer Arbeit zeitlichen und räumlichen Gründen mIL größten Schwier1g-

Sınne Elternseminars keiten verbunden. Die katholischen Elternvertreter hatten
deshalb aut Erlaß der Schulverwaltung gedrängt,
wonach katholische Kiınder VO  - Parallelklassen möglichstBerlin dieser Klassen zusammengetaft werden könnten.
Der Senator trug dem Rechnung Allerdings tand sıch

West-Berlin der Rundverfügung die Oom1N0se Einschränkung, da{fß die
Der organısatorische Neubau der VWest-Berliner Schule Anzahl der katholischen Kiınder 1n Klasse 50 0/9 der

Klassenfrequenz nıcht übersteigen dürfe Da diese Formu-Vertfolg der Schulgesetznovelle VO Maı 1951 hat
des antänglichen Wıderstandes sozialdemokratischer lıerung SCHh iıhrer diftamierenden Fassung Ascharten

Schulpolitiker un: W, Sabotageversuche CINISCH Einspruch -der katholischen Eltern stiefß, versuchte das
Bezirken zweıtellos yroße Fortschritte gemacht. DiIie OST- Hauptschulamt ucn Rundverfügung Nr Z

1Ne Bereinigung der alten Bestimmung Leider miıschtenlıchem Denken ENTISPFUNGENE Einheitsschule MIL iıhrem
Totalitätsanspruch wurde grundsätzlich beseitigt. VW est- sıch auch hiler wieder SPD-Mitglieder des Volksbildungs-
Berlın hat wieder Grundschulen (allerdings' noch ı ausschusses des Abgeordnetenhauses C1IN, weıl durch die

NeUeE Rundverfügung angeblich die Durchtührung des6jährige) un Oberschulen, letztere geteilt den prak-
tischen Zweıig (höhere Stufe der früheren Volksschule), evangelischen Religionsunterrichtes erschwert werde. Be1
technischen weı1g (etwa Mittel- bzw Realschule) Uun: Besprechung: des Senators IM Vertretern der beiden
wissenschatftlichen Zweıg (Gymnasıen). Im Oktober-Hett Kirchen wurde ı der zweıten Januar--Woche 1N6 hoffent-

lıch endgültige Regelung MI1IL Zustimmung des bischöf-der Herder-Korrespondenz (6Jg wurden hıerüber
Einzelheiten berichtet. lichen Ordinarıiats erzielt.
Dıie Eltern hatten seiINerZEIL „utiefst bedauert, da be] Di1e Wahrnehmung der Elternrechte der Schule Warlr
dieser Schulreform nıcht auch die relıg1ösen Anlıegen, die ine der wichtigsten Wahlkampfparolen der nıchtsozıial-

VWahlkampf VO Dezember 1950 1iNne entscheidende demokratiscien Parteıen S1e ertolgt wesentlichen durch
Rolle gespielt hatten berücksichtigt worden Es die Elternvertreter, die Klassenelternversammlungen
handelte sıch wesentlichen darum,; dafß der Religions- gewählt werden und Schulelternausschüsse gebildet haben
unterricht lehrplanmäßiges, den anderen Fächern yleich- Diese Regelung 15 des Schulgesetzes festgelegt
berechtigtes, also, „ordentliches“ Unterrichtsfach würde, Die Schulelternausschüsse haben sıch 19888  3 entsprechend den
und daß der gesamte Unterricht 111C christliche Grund- kommunalen Verwaltungsbezirken Bezirkselternaus-

schüssen zusammengeschlossen, diese wıederum delegierenhaltung-haben In West-Berlin ı1SEt leider auch heute
Vertreter den West-Berliner Stadtelternausschuß als dienoch Religionsunterricht CIM Wahlfach außerhalb des plan-
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Öesamtrepräsentation der Elternschaf e Bezirkselternaus- EerSt einmal die L&uswirkungen der vorhin SEn
schüsse un: Stadtelternausschuß siınd 1n den Bezirken mMi1t Rundverfügung VO Dezember 1951 abwarten.
CDU- bzw. FDP-Volksbildungsstadträten un vVo Kufl- Immer wieder wurde die Beratung 1M Ausschuß ver-

tursenator ZWaar de facto anerkannt, die Legalı- schoben. Nach Besprechungen mıt den Kirchen-
sierung durch ıne Verordnung steht aber noch Aaus, Der vertretungen un dem scharten ruck der christ-
Senator hat die Absiıcht, sS1iıe ın Kürze erlassen. lichen Elternorganisationen _ erfolgte schließlich Ende

des Schulgesetzes sıeht einen Erziehungsbeirat beim Januar eine Verständigung zwıschen CDU un: FDP,
Senat VOTL, der 1n allen wichtigen Dıngen gehört werden die tolgendem gemeinsamen Antrag führte:
soll urch ıne Ausführungsverordnung, die der Senat Das Gesetz ZUr Änderung des Schulgesetzes für Berlin,

Januar 1952 genehmigte, wird dieser Erziehungs- Art L, 1, erhält folgenden Wortlaut: „Das Erziehungs-beirat in nächster eIt konstituiert werden. Dem Erzie- zıel der Berliner Schule 1St die Heranbildung VO  z} DPer-
hungsbeirat sollen neben Je Vertretern Aaus dem Ab- sönlichkeiten, die sıch iıhrer Verantwortung Vor Gott un:
geordnetenhaus, der Lehrerschaftt un der Elternschaft, den Menschen bewußt siınd un sıch dem Gedanken

Vertreter der Lehrergewerkschaft (gewählt VO' Gesamt- der Freiheıt, der Gleichberechtigung aller Menschen, der
betriebsrat der Lehrer un! Erzieher) un Vertreter Toleranz, des Friedens un der Demokratie bekennen.
„pädägogisch interessierter Kreise“ angehören. Von seıten Aufgabe des Unterrichts ISt CS, Vermittlung gründ-
der christlichen Elternorganisationen un: der Kırchen- lıcher Kenntnisse un Fertigkeiten die geistigen, seelischen
vertretungen wurde dem Senator die Forderung unter- un körperlichen Kräfte ZUr vollen Entfaltung bringen.
breitet, daß dem Erziehungsbeirat als ordentliche Mıt- Erziehung un Unterricht mussen 1n Grundhaltung un:
glieder selbstverständlich auch Vertreter der Kırchen Bıldungsinhalt der Bedeutung des Christentums gerecht
gehören müßten: der Senator 111 diesem Wunsche ent- werden.“ 13 erhält folgenden Wortlaut: „Der elı-
sprechen. gi1onsunterricht 1st in allen öffentlichen Schulen eın den
Der gemeinsame Unterricht tür beide Geschlechter, „5SO- ordentlichen Lehrfächern gyleichgestelltes Wahlfach, das
weıt ıcht seine Besonderheit eıne Trennung notwendig 1m Auftrag un Verantwortung der Religions-
macht“, also Koedukation bzw Koinstruktion,; 1St 1n 11 gemeinschaftten VO  3 staatlıchen oder kirchlichen Lehr-
vorgeschrieben. Be1i der organısatorıschen Schulreform kräften erteılt wiırd. Keın Lehrer darf gegen seinen W ıllen
VO Maı vorıgen Jahres wurde be1 der Bıldung der verpflichtet werden, Religionsunterricht. zu erteilen.“
Oberschulen diese Zusammenfassung VO  3 Knaben un: 14 erhält folgenden Wortlaut: „UÜber die Teilnahme
Mädchen Aaus schultechnischen un räumlichen Gründen 1n Religionsunterricht entscheiden die Erziehungsberechtig-
weıtestem Umfang NEeEuUu eingeführt, obwohl nach dem ten.,. Be1i Religionsmündigkeit der Kinder trıtt die eigene
W ıllen der Schöpter des Schulgesetzes die Koedukation in Willenserklärung die Stelle der von den Erziehungs-
der ersten Klasse beginnend allmählich „wachsen“ sollte. berechtigten abgegebenen Erklärung. Wer als Erziehungs-
Gegen die „unechte“ Koedukatıon richtet siıch besonders berechtigter gelten hat, entscheidet das Reichsgesetz
scharfer Wiıderspruch der Eltern. iıcht 1Ur die katho- über die relig1öse Kindererziehung VO 15 Juli 921.“
lischen un: evangelischen Elternvertretungen, sondern 1St streichen. (Er betrifit die Eckstunden-Regelung.)
auch weıteste Kreise der übrigen Elternschaft wünschen Auch die Diskussion dieses Antrags ehnten die SPD-Ver-
Beseitigung dieses Zwangsparagraphen. urch Schaffung treter 1mM Volksbildungsausschufß rundweg ab; der Antrag
koedukationsfreier Schulen bzw Klassen soll den die wurde Kampfabstimmung ANSCHNOMMECN, Immerhin sah
Koedukation ablehnenden Eltern zunächst einmal dıe sıch der Kultursenator einer Interpellation des Re-
Möglichkeit ZUr Wahrung. eınes ihrer selbstverständlichen gjerenden Bürgermeıisters Reuter veranlaft. Dieser
Elternrechte gegeben werden. schlug ıne Generalbereinigung der Schulprobleme VOL un
Die Schulverwaltung plant die Schaffung eines Gesetzes erbat einen Katalog der noch vorliegenden wesentlichen
ber das Privatschulwesen. 1ervon würden insbesondere Abänderungswünsche (die WIr vorstehend schilderten).
die katholischen Ordensschulen und die evangelischen Dies alles stand ZUuUr Beratung ın den Parteigliederungen,
Schulen betroffen werden. Die Aussprachen über den den Parteivorständen un Fraktionen, als Antang arz
Gesetzentwurt sınd noch ange; wobei insbesondere nunmehr offiziell auch Aaus der schleichenden Koalıitions-

krise durch ine Reuter-Rede eine Sanz öftentliche Kriseauf die Vereinbarung der Länder-Kultusminister VO

August vorigen Jahres Bezug> werden wird. wurde. Während FDP un: SPD ıne NCeCUEC Überbrückung
Selbstverständliche Forderung ist, da{fß 1m Gesetz ein der pannungen erhofften, glaubte die CDU-Fraktion 1NS-
Rechtsanspruch der als Ersatzschulen anerkannten Privat- besondere 1m Hinblick auch auf die Gegensätze 1n der Schul-
schulen auf Zuweilsung öftentlicher Miıttel nıedergelegt Irage nıicht daran. Man wollte sıch auf jene Grundlagen
wird. Dıie VO:  } wechselnden parlamentarischen Mehrheiten der Koalitionsbildung zurückzıehen, die nach der Wahl
abhängigen Zuschüsse wuürden damit endlich zufälligen VO Dezember 1950 protokollarisch tür die Regierungs-
Augenblicksbeschlüssen bıldung festgelegt worden; Zur rage des Religions-
twa Moönate nach der Ausschußüberweisung des (DW unterrichts War damals vereinbart worden: „Die Berliner
Religionsunterrichts-Antrags begann INa  w} endlich mıiıt der Schule 1St iıne Simultanschule für Kinder aller Bekennt-

nısse un Weltanschauungen. Entsprechend der abend-ersten Lesung. Wiıeder einmal drohte die SPD mıi1ıt pren-
gung der Regierungskoalıtion un lehnte jede materielle ländischen Kulturtradıition werden Unterricht un: Er-
Debatte über den Antrag ab; der doch lediglich die F01'f' ziehung ine christliche Grundhaltung haben Der Re-
mulıerungen des Bonner Grundgesetzes über den Religions- lıgionsunterricht wird nach Konftessionen als
unterricht auf Berlıin übertragen wollte. Die ın Berlın (ıim planmäßiges Lehrfach 1mM Auftrag der Religionsgemeın-
Gegensatz Westdeutschland) polıtisch recht weiche FDP schaften erteıilt. Soweıt die Religionsstunden von schul-
näherte siıch bedauerlicherweise dem soz1aldemokratischen eigenen Lehrkräften gegeben werden, sınd s1e auf die
Standpunkt: mMan sollte die Dıinge nıcht überstürzen und Pflichtstunden dieser Lehrkräfte anzurechnen.“ Ob ine
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Einigung auf dieser Basıs erfolgen wiıird 1ST ugen- schließung des SED Zentralkomitees „allen + ver-
blick iıcht abzusehen Katholische Elternschaft und Bı- antwortungsbewußten deutschen Menschen entscheidende
schöfliches Ordinariat legen auch auf ine Aristliche Aufgaben der Entwicklung tortschrittlichen Na-
Grundhaltung des Unterrichts der West-Berliner tionalbewußtseins uUunNseTCSs Volkes und der Abwehr der
Schulen entscheidenden VWert Leider hat die Evangelische zersetzenden feindlichen Ideologie des amerikanıschen Im-
Erziehungskammer Berlin der rage des Religions- peri1alısmus un SC1iNer deutschen Verbündeten gestellt
unterrichts, insbesondere bei ıhren Verhandlungen MIL der Demgemäß „IMUSSCH entscheidende Verbesserungen VOor
SPD Fraktion, C1iNe der Oftentlichkeit zumindest recht — allem auch der Gestaltung des Deutsch Unterrichts und
klar erscheinende Stellung wiederholt CEINSCHNOMM: des Geschichts-Unterrichts der Schule getroffen werden

Und Rundfunkansprache der Miınister
Ost-Berlin, Ostzone Helft alle MIC, jede deutsche Schule Bollwerk

Im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik und des Friıedenskamptes machen, den Frieden
sıchern, W 1e der Lehrer der Völker, Stalin, unsOst-Berlin gilt noch unverändert das Einheitsschul- un allen Völkern lehrt Denn, schreıibt der RednerZESCLZ V OÖ  3 1948

ıne radikale Schulpolitik richtet insbesondere die Jung- der Täglıichen Rundschau diese Gestaltung der Schule
lehrer ı Sınne der herrschenden Staatspartel AaUuUs,. 1SE „ CIM außerordentlich starkes Miıttel tür die Gewıunnung

breitester Massen der Deutschen Demokratischen Repu-Die un seelische Isolierung insbesondere des We1- blık un: VOr allem auch Westen unserer Heımat türten Zonengebietes, der politische ruck wirken all-
mählich auch bej alteren Lehrern ZUgUuNSstenN der unsctTe antıtaschistisch demokratische Sache
Machthaber. Inzwischen aber werden die deutschen Kınder dem

sowJetisch besetzten Gebiet politisch mMI1t allen 1Ur er-Dıie Kınder, denen der Besuch westlicher Schulen Ver-
ordnungswege verboten IST, werden durch dıe Organısat1io0- denkbaren Miıtteln ıhre Brüder und Schwestern
Nnen der Jungen Pıoniere un der Freıen Deutschen Ju- Westdeutschland der Schule aufgehetzt Das Thema der

Gegenwartskunde-Stunden VO bis 27 März 1952gend MIL allen NUur möglichen propagandıstischen Me-
lautet „Deutschland mufß endlich Frieden haben“ Dasthoden beeinflußt In we1item Umfang 1SE AUS zunächst

santtem ruck allmählich scharfer Zwang geworden VWer amtlıche Publikationsorgan Die NECUE Schule zibt den
Lehrern hierfür SCHAUC Anweıisungen, deren Schluß esohne die Zugehörigkeit solchen Urganısationen an-

kommen 111 wird aut jede NUur möglıche VWeıse behindert wörtlich heißt „Es kommt daraut A die Aktion für
Dies wırd besonders bei Abschlußprüfungen un: bei der den Frieden verstärken Dabe:i 1SE ZCI1gCN, WIC

Anmeldung ZUur Hochschule tühlbarer Die den die Weltfriedensbewegung den deutschen Friedenskampt
Z Die klare un eindeutige Haltung der SOo-Schulleitern ZUur Seıite stehenden FDJ Funktionäre W1I-

ken jer WI1e Kommissare Die SOgENANNTE Gegenwarts- W JELUN10N, die iıhrer Antwort aut das Schreiben der
kunde mufß auf die Dauer nachhaltigen Einfluß haben Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ZU

Ausdruck kommt, 1ST betonen Die AÄAntwort dafßUnterricht iın Russisch 1ST VO Schuljahr [ Wochen-
stunden obligatorisch. Religionsunterricht als Wahltach die SowJetunıon vorbehaltlos den Abschluß Friedens-
wirdschulplan- und klassenplanmäßig naturgemäfßs weıtest- vertragzes MI anschließendem Abzug aller Besatzungs-
gehend eEINgECNZET. In der one wird ı vielfach NUufr noch mächte un die Teilnahme ZESAMT-

deutschen Vertretung für selbstverständlich hält Es 1Stpfarrseelsorglicher Unterricht erteılt. Religionsunterricht
annn de JUIC den Schulen spaten Nachmittag SC- aber auch die Haltung der Imperialıisten welfer eNnTt-

halten werden De facto hängt ab von der persönlichen larven, die möglıchst rasch eutsche Söldnereinheiten
haben wollen un Westdeutschland C111n Aufmarsch-Einstellung des Schulleiters bzw von dessen CrSON-

lichem Mut gebiet verwandeln Dabe:i MU betont werden, dafß dıe
Da auch hier 18 des Schulgesetzes „den Erziehungs- Imperialisten die Interessen ihrer CISCHNCN Völker
berechtigten die Möglichkeit Z verantwortlichen Mıt- handeln Die Adenauer-Regierung entlarvt sıch durch

die ständige Ablehnung aller Schritte, die tatsächlicharbeıt Schulleben“ ormell garantıert, wurden Ende
des VE  NSCHNCN Jahres ı Berliner Ostsektor un: auch. ı Frieden un Einheit führen könnten, mehr Sıe 1ST

der Sowjetzone sSogenannte Elternwahlen durchgeführt heute bereıts VO  - der westdeutschen Bevölkerung isoliert,
5 Staatskrise reift heran, WIC der rühere InnenminıiısterDie ZU großen eıl VO  $ völlig EINSCLILLS inmen-
Dr Heiınemann teststellte .DSESETIZIEN Wahlausschüssen aufgestellten Kandıidaten WUTr-

den, W1e üblıch, ZUmMEe1IST EINSUMMULS gewählt, ihre weıilıtfere Die deutsche demokratische Schule bereitet sıch auf die Ab=-
schlufß- un Zwischenprüfungen VOLr Auch Aı1ST C1inNn wich-„Ausrichtung“ erfolgt ı „Elternseminaren“ und Sonder-

kursen. Es 1ST anzunehmen, da{ß diese Elternvertreter VO  3 Beitrag für die Verbesserung unseres Lebens ehr
den politischen Stellen ı absehbarer eıit Gesamt- Schüler mit bestandener Abschlußprüfung, das bedeutet
vertretung zusammengeschlossen werden, dıe dann nach mehr Lehrverträge, mehr Lehrverträge heıißt mehr Fach-
erühmten ustern ihre fortschrittliche Stimme 1N5- arbeıter W  9 mehr Facharbeıter haben 1STt ine eNt-

besondere nach Westdeutschland richten wiıird scheidende Voraussetzung für die Steigerung der Produk-
Volksbildungsminister Paul Wandel 13 Ja- L1ON Diese Perspektiven hat Nsere Jugend un!: S1IC aßt
UuUar 1952 der Täglichen Rundschau dafß die Arbeıit sıch deshalb nıcht mehr betrügen un: tür volksfeindliche

der Schule Jahre 1957 begonnen habe AUIE Zwecke mißbrauchen Es 1ST ihre Aufgabe, diese herrliche
klaren Orientierung auf die durchdachte Einfügung der Perspektive iıhres triedlichen Lebens auch ıhren Kameraden
Erziehungs- Uund Bildungstätigkeit der Schule den Westdeutschland schildern, VOr deren Mehrzahl nach
Kampf des deutschen Volkes Einheit und Frieden und der Schulentlassung das trostlose chicksal des jugendlichen

die Erfüllung des friedlichen Aufbauwerkes der Deut- Arbeitslosen steht So ertüllt dıe Schule den Aulftrag,
schen Demokratischen Republik“ Entsprechend Ent- lernen, lehren un kämpfen tür den Frieden
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Bremen meıindeschulen MItTt INm:! 13 Klassen Aufbau ent-
standen Da aber diesen katholischen GemeindeschulenDıie Hansestadt Bremen hat sıch bereits M Oktober

1947 1inNne Landesverfassung vegeben, der die schul- bisher eın Staatszuschufß gewährt wird brachte die
Finanzierung dieser Schulen die größten Schwierigkeiten,politischen Verhältnisse verfassungsmälßiig festgelegt siınd

Art 37 der Landesvertassung lautet Dıie allgemeın bil- nd ihr Aufbau überhaupt iıhr Bestand
denden öftentlichen Schulen siınd Gemeinschaftsschulen scheint aut die Dauer 1Ur möglich SCIN, WEeNN der Staat

hinreichenden Zuschufß gewährtML bekenntnismäßig nıcht gebundenem Unterricht Die den Schulen der Hansestadt Bremen unterrichten-Biblischer Geschichte aut allgemein christlicher Grundlage den katholischen Lehrerinnen sınd katholischen Lehre-Unterricht Biıblischer Geschichte wırd NUr VO  - Lehrern
erteilt, die sıch dazu bereit erklärt haben ber die eil- TIINNENVEreIN zusammengeschlossen, während der katho-

lische Lehrerverband noch ıcht wıeder errichtet 1ST Dienahme der Kiınder diesem Unterricht entscheiden die katholischen Lehrpersonen treften sich monatlıch be1Erziehungsberechtigten Kırchen Religions- un Welt-
anschauungsgemeinschaften haben das Recht, außerhalb relıg1ösen Vortrag INITt anschließender kurzer Aussprache
der Schulzeit ıhrem Bekenntnis oder ihrer VWelt- über Schulfragen
anschauung diejenigen Kınder unterwelsen, deren Er- Hamburg
ziehungsberechtigte das wünschen Seıt dem Januar
1949 wırd allen öftfentlichen Schulen der Hansestadt

Die Hansestadt Hamburg hat traditionsgemäfß Gemeın-
schaftsschulen, denen dıe Erteilung VO  } Religionsunter-Bremen einschlıef{ßlıch der Schulen des ehemalig preudfs1- richt den Religionsgemeinschaiften überlassen 1ST Danebenschen Gebietes mMI Ausnahme der Berutsschulen un der bestanden Privatschulen aller Arten, die staatlıcherseitsWiırtschaftftsoberschule lJehrplanmäßiger Religionsunterricht nNntersStutzt wurden Sofort nach dem Zusammenbruch hat

in Biblischer Geschichte erteilt, der bekenntnismäßig ıcht der Senat der Hansestadt Hamburg ZESTALLEL daß diegebunden IST. Dıie katholischen Erziehungsberechtigten bis dahin bestehenden katholischen Gemeindeschulen, dashaben diesen bekenntnismäßig nıcht gebundenen Unter- siınd Prıvarte katholische Volksschulen den katholischenricht. ı Biblischer Geschichte abgelehnt, da als eli- Pfarren, wieder eröffnet würden Zur eıt besteheng10nsunterricht nıcht angesprochen werden kann. Den Gebiet der Hansestadt Hamburg katholische Gemeinde-katholischen Kındern 1ST die Teiılnahme dem ekennt- schulen, die VO  3 eLtwa2 5000 katholischen Kındern besuchtnısmäaßig nıcht gebundenen Unterricht Bıblischer Ge- werden Der Staat gewährt für den Unterhalt der katho-schichte Uun: den katholischen Lehrpersonen die Erteilung lischen Gemeindeschulen Jahrlıch beantragendensolchen Unterrichtes kirchenamtlich verboten Zuschufß der bislang ohe bewilligt 1ST, da{ß die
In den Berutsschulen der Hansestadt Bremen WAar bislang verbleibenden Restkosten VO  =) der katholischen Kirchen-
Religionsunterricht ıcht ordentliches Lehrtach Ob dieses gemeıinde Hamburg, wWwenn auch erheblichen Opftern,als landesrechtliche Regelung Bremer Klausel) angesehen aufgebracht werden konnten.
werden kann, 1ST umstrıtten Zur eit wiıird den Beruts-
schulen eın Religionsunterricht erteılt Den katholischen

Die überwiegende Mehrheit der katholischen Kınder be-
sucht diese Gemeindeschulen. Dıie kleinen RandgemeindenKindern der Hansestadt Bremen wırd durch kıirchliche haben keine CISCHC katholische Schule, doch werden se1itens

Stellen (Geıistliche, Laienkatechetinnen, Pfarrhelferinnen) der Schulbehörde keinerlei Schwierigkeiten gemacht WEeNN
> der schulfreien eıt katholischer Religionsunterricht CL- die katholischen Kınder 1Ne katholische Gemeindeschule
teilt, un ZWar für die Kınder Volksschulalter Stadtinnern esuchen Die WECN1SCH katholischen Kın-
Uun: für die Schületr(-ınnen) der höheren Schulen Der der, die die staatlıchen Schulen besuchen, erhalten elı-
kırchliche Religionsunterricht wırd kircheneigenen Räu- gjonsunterricht durch die zuständigen Geistlichen, ebenso
men erteılt, dem ehemaligen preußischen Gebiet ı den die Schüler(-ınnen) der Ööheren staatliıchen Schulen An
öffentlichen Schulen. Dıie katholischen Berufsschüler(-innen) Berufs- un Fachschulen 1ST bislang lehrplanmäßiger Re-
werden ı den Pfarrgruppen un: kirchlichen Vereıinen, lıgionsunterricht nıcht eingerichtet Die Schüler(-ınnen)
SOWEIT möglıch ertafßt und relıg1ös welter gebildet werden VO  ; den Pfarrgruppen ertafßt
Die katholischen Erziehungsberechtigten der Hansestadt In Hamburg ”besteht JE 1Ne DPF1Valc höhere katholische
Bremen haben be; jeder Gelegenheit die Forderung auf Oberschule für Knaben und Mädchen, denen die Geneh-
Errichtung bzw Wiedererrichtung VO  ; katholischen Schu-
len erhoben Vor 1933 besuchten fast alle katholischen IN1SUNGS ZUuUr Erteilung des Reitezeugnisses gewährt 1ST

Für diese Schulen wıird bısher C Jahrlıch beantragenderKıinder die katholischen Schulen der Kırchengemeinden, Zuschufß gewährtdie als Privatschulen staatlıcherseits anerkannt Dıie Lehrerbildung Hamburg erfolgt durch Angliede-und ausreichenden staatlıchen Zuschufß erhielten rung der Pädagogischen Akademıe die Universität
Gemä{fß Art 29 der Landesverfassung der Hansestadt Die Lehrerausbildung dauert Semester Für die
Bremen VO: Oktober 1947 können Privatschulen auf gehenden katholischen Volksschullehrer werden VO  - de
Grund staatlıcher Genehmigung errichtet werden un: -katholischen Studentenseelsorger der Universıität Vo

Beobachtung der VO Gesetz gestellten Bedingungen lesungen gehalten.betrieben werden. Das Nähere sol] das Gesetz Be-
Hessenrücksichtigung des Wıiıllens der Erziehungsberechtigten

bestimmen“. Das Land Hessen, entstanden Aaus der preußischen Provinz
Dıieses Gesetz 1ST bislang noch nıcht erschienen. Die Ar- Hessen Nassau un dem ehemaligen Großherzogtum
beitsgemeinschaft der Katholiken tremens hat sıch — Hessen-Darmstadt, MI dementsprechend verschiedener
ermüdlich darum bemüht die trüheren katholischen Schu- Schulgeschichte, gehört ZUr amerikanischen one un:
len, deren Gebäude teilweise noch erhalten siınd wieder kirchlich den Dıözesen Fulda, Limburg un: Maıiınz,

errichten Es 1ST auch dazu die ertforderliche staatliche deren renzen sıch aber nıcht ML dem Land Hessen
Erlaubnis erteılt worden Bisher sınd katholische Ge- decken
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In der hessischen Verfassung VO Z 1946 1STt das Regierung, > den Vorarbeiten Dr Steins ausgehend,
1nNne Reihe VO  5 Gesetzesvorlagen über den Schulaufbau,Erziehungsrecht der Eltern verbürgt un: auch den Er-

ziehungsberechtigten CinN Mitbestimmungsrecht be1 der Ge- die Schulverwaltung un die Lehrerausbildung ZUr Vor-
staltung des Unterrichtswesens eingeraumt. urch ber- Jage VOTL. dem Landtag VOT,. Mıt diesen Entwürten beschät-

sich SCIT CIN1ISCI eit sehr eingehend die 1ı „Bundgangsbestimmungen 1 der Verfassung ı1ST der wang Zur
der hessischen Erzieher“ zusammengeschlossenen Lehrer-Gemeinschattsschule ZWaar theoretisch yemildert, weıl die

Bekenntnisschule durch Mehrheitsbeschluß der Erziehungs- verbände und die Mitglieder der Lehrergewerkschaft.
berechtigten Schulbezirk wieder hergestellt werden
kann, Wenn SIC 4() 1933 estand. Die praktische Niedersachsen
Verwirklichung esteht aber bıs heute noch AUS, Gegenüber
dem Sıchabfinden auch vieler katholischer Eltern IN1IL der Das Land Niedersachsen umta(ßt ehemals preußische (Han-

nover), oldenburgische un braunschweigische GebietsteileSimultanschule 1STE 1ne lebendige Elternbewegung, mMOS-
Demgemäfßs unterscheiden sıch auch die Schulverhältnisselıchst einheıitlich, WIC früher, VO der katholischen Schul-

Oorganısatıon geführt, notwendig, das katholische Er- Die ehemalige TOV1NZ Hannover 1ST MIt Aus-

zıehungs- und Bildungsideal, die Formung des Kindes nahmen Diasporagebiet Trotz der Verfassung und der
Ankündigung Schulverwaltungsgesetzes 1ST das Schul-

ZU katholischen Menschen erreichen. Das Einströmen
vieler andersgläubiger Flüchtlinge hat namentlich zahl- seit 1945 noch nıcht 1ICU geregelt worden. Zur elit
reichen ländlichen Gemeinden den bisherigen Charakter geht ıun l= heftige Auseinandersetzung über die rage ,‚.Be-

kenntnisschule“ oder „Gemeinschaftsschule“ VOTLT siıch Fürder faktischen Bekenntnisschule geändert und stellt diese
die Gemeinschaftsschule treten außer der SPD und FDP?

WIC die katholischen Mınoritaten nichtkatholischen
Schulen VOL Schwierigkeiten des Religionsunterrichtes der der Lehrerverband und die Gewerkschaft Erziehung und

Wissenschaft M1 Nachdruck C1MN Gegenwartig bestehennach der Verfassung allerdings ordentliches Lehrtach
den Regierungsbezirken Osnabrück und Aurich Be-allen Schulen, auch den Berufsschulen, *ST Verfassungs-

gemäfß siınd Privatschulen, aber NUur höhere und eal- kenntnisschulen Im übrigen Gebiet siınd SIC NUr FA el

schulen, für die estudierende Jugend gesichert. Sıe befinden wieder hergestellt obwohl die katholische Elternschatt
sıch überall INIT eindeutiger Geschlossenheit für die Be-sıch n allgemeıner Schulgeldfreiheit dann 1ı schwie-
kenntnisschule ausgesprochen hat Konfessionelle höherewirtschafttlicher Lage, WenNnn S1C nıcht als Ersatz tür

— a öffentliche höhere Schulen anerkannt sind und infolge- Schulen, SOWEIT S1C früher bestanden, sind nıcht wieder
hergestellt worden Dagegen bestehen dıe rüheren DPTI1-dessen das Schulgeld VO Staat ersetzt bekommen.
va Ööheren Mädchenschulen. Das (sesetz gewährleistetFür die Lehrerbildung bestehen Z WO1 pädagogische Insti- den kontessionellen Minderheiten den Volksschulen

LUfE VWeıilburg und ı Jugenheim be1 Darmstadt. Sıe schulplanmäßigen Religionsunterricht, WCHNIL wen1gstenNshaben simultanen Charakter, bieten allerdings auch die „wölf Kinder vorhanden sind. Jedoch begegnetMöglichkeit für die katholischen Studenten sich katho-
lischer Religionspädagogik auszubiılden Das 7 iel 1NCc Durchführung Z WE1 bzw VICT Wochenstunden der

katholische Lehrerakademie Fulda erhalten, 1St bis- Diaspora großen Schwierigkeiten Er 1STt NUur durch die
Miıthilfe Von Seelsorgshelferinnen möglıch An den Beruüfs-

lang nıcht erreicht, da die ETIzZige SPD-Regierung ıhre schulen wird der Religionsunterricht ı den Orten der WEeSst-
Notwendigkeit9 während S1ie andererseıts aber lıchen Regierungsbezirke bereits erteilt: übrıgen Land
große Sorgen den Lehrernachwuchs unzurel:  en- wıird angestrebt. Das hauptsächliche Hındernis liegt 1der Meldungen hat Mangel gEEISNETICN Lehrkräften. An den Sheren Schu-
Die Zusammenarbeit 7wischen Elternhaus un: Schule 1St
staatlıcherseits durch die Einrichtung der Elternbeiräte len wird der Religionsunterricht allgemeın schulplanmäßig

erteıilt, der niedersächsischen Diaspora Zzume1lst durch
gewährleistet, die sıch Öörtlich und kreisweise IMNMCI1L- Seelsorgsgeistliche 1 Nebenamt. Dıie pädagogischen Hoch-
geschlossen und ine Landesorganısation ZU stärkeren
Nachdruck ı111S Auge gefaßt haben schulen sind grundsätzlich simultan, TE Alteld 1ST

überwiegend katholisch. Die katholischen Lehrer- un
urch die Organısatıon des katholischen Lehrervereıins, Lehrerinnenvereıine siınd NCUu gegründet worden. In den
des Vereıns katholischer Lehrerinnen un: des Bundes der
katholischen Erzieher, dem die Lehrer aller Schularten Diasporabezirken bestehen vieltach katechetische Arbeits-

gemeinschaften der Lehrpersonen ı Rahmen des Kate-
zusammengefafßt sind wird die Zusammenarbeit 7zwiıschen chetenvereins und des Bundes katholischer Erzieher. Neben
Elternhaus, Schule und Kirche gepflegt. den gesetzlichen Elternbeiräten der Schulen bestehen pfarr-
Die Religionslehrer höheren Schulen AZUS den dreı Diö- ıche Elternausschüsse

sınd Vereinen zusammengeschlossen, die regel- In Oldenburg wurden die Bekenntnisschulen csofort nach
mäßig Konferenzen, SCMECINSAINC Exerzitien und Aus- Beendigung des Krıieges wieder hergestellt Konfessionelle
sprache- T’agungen, auch für die Laien-Kollegen, VOI- Minderheiten erwerben bei 25 Kındern das echt auf
anstalten Fur die Lehrer Volksschulen, die Religi0ns- Errichtung CISCHNCH Bekenntnisschule In der Diaspora
unterricht erteılen erscheint als wertvolle Unterrichtshilte des nördlichen Oldenburg ergeben sıch aber be1 der Durch-
die Zeitschrift „Der Religionslehrer (Verlag Steffen, führung oftmals Schwierigkeiten finanzıeller und tech-
Limburg). Der VOonmn trüheren Kultusminister Dr Stein 1115 nıscher Art Der Relig1 nsunterricht den Dıiaspora-
Leben gerufene Landesschulbeirat, den die Elternbeıiräte bezirken lıegt Händen freiwillıger Hılfs-

kraäfte Die höheren katholischen Mädchenschulen sindals Vertretung ihrer verfassungsgemäßen Interessen ab-
lehnen, sucht nach Fertigstellung VO  =) Reformplänen und sämtlıch prıvate Ordensschulen An den Berufsschulen
zahlreichen Publikationen durch eifrige Konfterenz- wırd Religionsunterricht erteilt In Vechta esteht N

katholische pädagogische Hochschule tür Lehrer und Leh-tätigkeit Lande die pädagogisch inte  Yten Kreıise
für die Reformideen Indessen bereitet dıe In Oldenburg sıch C111 besonders starkes
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157 0/9 ca un 3,3 0/9 dersgläubig oder gemein-Interesse humanistischén Gymnasium in alter Orm.
Dıie Schulreformpläne des niedersächsischen Kultusmin1i1- schattslos. Von den hauptamtlichen Lehrkräften : der S1-
ster1ums werden durchweg abgelehnt. multanschulen bezeichneten sıch 78,9 0/9 als evangelisch,
Braunschweig 1St ein ausgesprochenes Diasporaland. 1946 14,8 0/9 als katholisch, 95 0/9 als andersgläubig un 5,8 0/9
faßte der damalige braunschweigische Landtag 1n seiner als gemeinschaftslos.
Stellungnahme ZUr Erziehungsordnung Nr. 1 der briti- Das NCUC Schulgesetz ür Nordrhein-VWestfalen soll, W 1e
schen Besatzungsbehörde den Beschluß, da{ß die braun- auch schon die Verfassung des Landes verlangt, das

Elternrecht auf dem Gebiet der weltanschaulichen Ge-schweigischen Schulen keinen kontessionellen Charakter
tragen sollten. Hiergegen erhob der Bischot VO  ; Hıldes- staltung des Schulwesens verwirklichen. Die Eltern kön-
heim Einspruch. Trotzdem wurden die früheren katho- NCNH, WEeNnNn das NECUC Gesetz im Landtag aNngSCHOMM ISt;

iıne der dreı 1m Bonner Grundgesetz vorgesehenen Schul-lıschen Schulen des Landes, 18 öffentliche un private,
ıcht wieder eröffnet. Schulamtlicher Religionsunterricht en ür ıhre Kinder verlangen: die Bekenntnisschule als
wırd den Minderheiten erst bei 30 Kındern zuerkannt. katholische oder evangelische Schule, die Gemeinschafts-
„Zur leichteren Durchführung des konfessionellen eli- schule oder die Weltanschauungsschule (bekenntnisfreie
gyionsunterrichtes“ wurde die „räumlıche Sammlung der Schule).
Kinder römisch-katholischen Bekenntnisses“ iın den Städten Damıt 1St die Zukuntft der Schulgestaltung nach der
Braunschweig un Wolfenbüttel zugestanden, 1im übrigen relig1iös-weltanschaulichen Seite hin 1n die and der

Eltern gelegt. Ihre Verantwortung wird wachsen.aber abgelehnt. Dadurch wırd der Religionsunterricht sehr
erschwert. In Braunschweig besteht ine sımultane päda- Im mittleren und höheren Schulwesen haben WIr,
gogische Hochschule. An den Berufsschulen kann SCHh weıt sıch öffentliche Schulen handelt, CIn anderes
Mangels geeigneter Lehrkräfte eln Religionsunterricht Bıld Die meisten Schulen sind Simultanschulen. Eıinige
erteılt werden. Dıie katholischen Lehrer- un Lehrerinnen- wenige haben kontessionellen Charakter. Daneben besteht
vereıne gewıinnen einer oft ungebührlichen Einfluß- allerdings eın anerkennenswertes privates katholisches
nahme des gewerkschaftlich organisıerten Gesamtverban- Schulwesen, aber auch iıne Reihe nichtkatholischer Privat-

schulen.des braunschweigischer Lehrer Boden Auch 1ın Braun-
schweig bestehen Pfarrelternausschüsse. Das öftentliche Berutsschulwesen 1St fast Zanz SAn

ıne größere Anzahl privater Fachschulen sınd kon-
Nordrhein-VWestfalen fessionell.

Der Landtag ın Düsseldorf steht ZUr eit mitten 1n der An diesen uständen wiırd sıch nıcht 1e]1 durch das neu;
geplante Schulgesetz äandern. Wohl werden die Privat-Beratung des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen. So hat eigentlich NUuUr noch hıistorischen VWert, schulen eine ganz andere Sıcherung erhalten, S1C bekommen
über den bisherigen Zustand berichten. ber Rechtsanspruch auf staatliche Zuschüsse. Auch bis jetzt

schon hat das Land Nordrhein-VWestfalen erhebliche Zu-Neues, w4Ss schon Rechtens Ist; kann auch noch nıcht dar-
schüsse d} dıe privaten Schulen gezahlt. Sıe aller-gestellt werden. Es kann NUur versucht werden, AUS dem

bisher Gültigen un dem für die Zukunft FErwarten- dings N:  cht ausreichend. Das HNECUE Schulgesetz soll hier
Besserungen bringen, VOrTr allem aber den Rechtsanspruchden wenigstens eine Übersicht über die Probleme
sıchern.geben.

Im Volksschulwesen herrschte 1n Nordrhein-VWestfalen die Der Religionsunterricht war schon Bisher ın der Volks-
Bekenntnisschule als öffentliche Schule VOTVT., Daneben xab schule, der mittleren un: der höheren Schule überall
CS, wenn der Wıille der Eltern schulplanmäßiges Lehrfach. Dabei wird 6s auch nach demverlangte, die Gemein-
schaftsschule. uen Schulgesetz bleiben. Die Anerkennung der Miss10
Nach der „Statistischen R ac e tür das Land ord- canonica soll ım uen Schulgesetz gesetzlich verankert
rhein-Westfalen“ (Heft betrug der Anteıl werden. Fur die evangelische Schule wird entsprechend die

Vocatıo anerkannt. Auch die Einsichtnahme der Kirche inder konfessionellen Schulen der Gesamtzahl der' Schu-
len 86 9/0. In Nordrhein siınd 79 der Volkschulen, 1n den Religionsunterricht soll 1im 0Gn Gesetz gesetzlich
Westfalen 20 0/9 Sımultanschulen. In den Landkreisen gesichert werden. Fuür Minderheiten wırd die Erteilung

des Religionsunterrichtes gewährleistet.emg£g0o, Minden un Bielefeld SOW1Je 1n den Stadtkreisen
Miınden und Herford überwog die Simultanschule. Im ein- Um den Religionsunterricht den Berufsschulen mußte
zelnen ergab sıch für die weltanschauliche Gliederung der bisher mancherorts gekämpft werden. Nach unserer Auf-
Volksschulen für das Land fassung wırd er verlangt sowohl durch die Bestimmungen

des Reichskonkordats sSOW1e die bisher geltenden Bestim-Katholische Schulen 58,4 %/
evangelısche Schulen Z0/9 MUNSCH der Weımarer Reichsverfassung. Auch 1m frühe-
Sımultanschulen 13,9 %0 ICmMN Preußen waren schon nıcht alle Schwierigkeiten bese1-

tigt. Das hat siıch auf das Land Nordrhein-VWestfalen
Die entsprechenden Bevölkemngsanfeile für das Länd sind: übertragen. Das eu«c Schulgesetz würde diese Schwierig-

Katholiken 56,4 0/9 keiten restlos beseitigen. Wiıe das Grundgesetz un: die
Evangelische 38 90/9 Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen verlangen,

soll ın Zukunft auch 1n der Berufsschule der Religions-Andersgläubige un:
Gemeinschaftslose 4,7 0/9 unterricht ordentlıches Lehrfach sein. Hıer stellt sıch ıne

Von den katholischen Kındern besuchten 94,9 0/9 katho- große Aufgabe für die Kirche
Es ISt interessant, daß die Jugend, VOTLT allem in denlische, 4 0/9 Simultanschulen: 63,5 0/9 der evangelischen

Kiınder besuchten evangelische, 30,8 0/9 Simultanschulen. großen Städten, hauptamtliche Religionslehrer tätıg
Unter den Schülern der Simultanschulen nach der sind, fast 100 %0ig diesem Religionsunterricht teıl-
angegebenen Bekenntniszugehörigkeit 819/0 evangelisch, nimmt, obwohl sie sich da.von abmelden ann. Je mehr
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INan einsehen wiıird daß auch die Berufsschule Erziehungs- Dem Antrag muß stattgegeben werden, wenn
schule 1ST mehr werden hoffentlich noch für die gewünschte Schulform soviel Kinder gemeldet
vorhandene Wiıderstände beseitigt werden können werden, da{fß C111 geordneter Schulbetrieb gewährleistet 1ST
Das kommende Gesetz wiırd 111C Reihe VO  } wel Es 1ST den Eltern freigestellt entsprechend ıhrem Gewissen

oder ihren Wünschen die Kontessionsschule oder diewichtigen Neuerungen bringen bzw alte Einrichtungen
für die Zukunft sichern christliche Gemeinschattsschule beantragen Die Ver-
Die Mitwirkung der Eltern der Gestaltung des Schul- fassungsartike] siınd inzwischen durchgeführt worden, da
WCESCNS ol] durch Klassenelternschaften, Schulgemeinden S1e unmiıttelbar geltendes und anwendbares echt dar-
un Schulpflegschaften gefördert werden ast alle Par- stellen

haben sıch für diese Lösung ausgesprochen Von den 23036 Volksschulen des Landes siınd 1447 katho-
Be1 der Bekenntnisschule 1ST klar betont dafß diese Schule lische, 601 evangelische Bekenntnisschulen un: 993 Ge-

Geist des Bekenntnisses unterrichten un erziehen oll meıinschattsschulen
Für die einzelnen Schularten werden Lehrer verlangt die Charakteristisch für dies Land 1STt die yroße Zahl der eC111-

bereit sınd Geiste der betreffenden Schule arbeıiten klassıgen und zweıiklassıgen Schulen aut dem Lande Die
148 Schulen den Stadtkreisen haben 1533 Klassen,un die diıe notıgen sachlichen V oraussetzungen dafür

mitbringen Wenn Kınder Minderheitsbekenntnisses durchschnittlich 10 Klassen die 2888 Schulen der
iıne Bekenntnisschule esuchen un der Religionsunter- Landkreise haben 7209 durchschnittlich Klassen
1’1  cht für diese Minderheit nıicht anderer Weıse gewähr- Die Lehrerbildung 1ST nach der Verfassung kontessionell
eistet IST, kann Cin Lehrer des betreftenden Minderheits- S1e erfolgt Pädagogischen Akademien, VO  3 denen
ekenntnisses der Schule bestellt werden Diese Praxıs (Landau, Koblenz, Krer) katholisch und evangelisch
estand übrigens schon SCIT 1906 Preußen sind (Worms un Kuset letztere wiıird nach Fertigstellung
urch die großen Auseinandersetzungen auf dem Gebiet Neubaus nach Kaiserslautern verlegt)
des Schulwesens bei denen WIr wieder erlebten, da{ß Von den 147 höheren Schulen einschließlich der Päda-
SPD un: FDP der rage des Elternrechts un der SOg1ICH (Aufbauschulen) sind 60 staatlıch davon katho-
Gewissensfreiheit die Verfassungsparteien CDU und Zen- iısch evangelısch 49 simultan: 37 kommunal alle
trum heftig bekämpften sind der Elternwille un: das sımultan: Prıvat davon 14 katholisch evangelısch
Elternverantwortungsbewußtsein gestärkt worden Die simultan
Katholikenausschüsse haben Erzbistum öln den Bund Eın Berufsschulgesetz liegt dem Landtag VOor und 1ST
für katholische Schule un Erziehung gegründet der die erster Lesung AaNSCHOMM Eın Privatschulgesetz efindet"
Aufklärung un die Führung der Eltern die Hand siıch Vorbereitung

hat
Dıie katholische Lehrerschaft steht Lreu Z.U katholischen Schleswig-Holstein
Schulideal Die mmMe1isten katholischen Lehrer und Lehrerin- Die gegenwartıge schulpolitische Lage Lande Schleswig-nen sind den katholischen Lehrer- un Lehrerinnen- Holstein dürfte besten verständlich werden durch nCn
VEICINISgUNGSCN O  T Der Bund katholischer Erzieher
faßt die Gesamtheit der katholischen Erzieher IMmMm:

kurzen geschichtlichen UÜberblick
In der ehemaligen preufßischen TOV1INZ Schleswig-HolsteinSobald das NEUeEe Schulgesetz Landtag durchgekämpft

IST, wırd Durchtührung uns VOTL verantwortungs- biıs 1945 Ur WEN1SC Katholiken9und War

volle Aufgaben stellen. den großen Stäiädten Hıer besuchten die katholischen
Kınder bıs deren Aufhebung Jahre 1938 die katho-Dem Kultusminister1um, WIe den Abgeordneten der CDU lischen Konfessionsschulen, die öffentliche oder auch Daun des Zentrums kann schon bestätigt werden, daß

bemüht sind, C1in cQristliches Schulgesetz schaffen, aftfe Schulen Die Lage Ünderte sıch grundlegend
dem Elternrecht un: Gewissensftreiheit ihre Heıimat als die überaus große Zahl VO  $ Ostvertriebenen Schles-

wıg-Hoistein ohne Rücksicht auf die Kontession über dasgefunden haben
N Land verteilt wurde Jetzt xibt fast allen

Rheinland-Ptalz chulen Schleswig-Holsteins katholische Minderheiten Es
leben 45 polıtischen Gemeinden mehr als 60 katholische

Die Rechtsgrundlage der schulpolitischen Verhältnisse schulpflichtige Kınder die größeren Städten W 16

bildert die Landesverfassung VO 18 1947 Darın 1ST Flensburg, auf einahe W Ee1 Dutzend Schulen verteılt
das Elternrecht als Grundlage für die Gestaltung des sind An zırka 230 Schulen Schleswig-Holstein sınd
Schulwesens ausdrücklich anerkannt Da das Land Rheıin- bıs 60 katholische Schüler, vielen Schulorten
and-Pfalz ZUuUs ehemals rheinischen, hessen-nassauischen, WECNIECI als n katholische Kinder
hessischen Un bayrischen Gebieten esteht die Als nach dem Zusammenbruch 1945 sıch die Lage Ccin

Schulrechtsverhältnisse VOTLr 1933 sehr unterschiedlich Nn beruhigt hatte, haben die katholischen Erziehungs-
Hessen-Nassau un Rheinhessen hatten überwiegend berechtigten und auch die kırchliche Behörde die damals
Simultanschulen den übrigen Gebieten, Koblenz Irıer zuständige Schulbehörde Schleswig-Holstein mehrere
und Pfalz die Konfessionsschulen die Regel Um Anträge un Forderungen auf Errichtune> bzw Wieder-
bei dieser Verschiedenheit Ausgangspunkt für die errichtung von katholischen Schulen gestellt SOWEIT die

Voraussetzungen dafür vorhanden Mıt dem Hın-praktische Regelung fnden und ı der Annahme, daß
die Elternschaft allgemeinen INIT den Schulverhält- WCIS aut die damals bestehenden außergewöhnlichen
1ssen VOT 1933 zufrieden War, bestimmte die Verfassung, Schwierigkeiten ınfolge der Unterbringung der großen
daß den verschiedenen Gebieten der Zustand wieder- Flüchtlingszahl Lande Schleswig-Holstein wurden die
hergestellt werden sollte, WIGC Vor 1933 estand Von Forderungen der katholischen Erziehungsberechtigten
diesem Status ausgehend die Verfassung den Eltern einstweılen abgelehnt Als dann die Erziehungsanordnung
das echt CIN, die Umwandlung von Schulen be- Nr die deutschen Behörden (14 betreffend
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die Einrichtung oder Wiedererrichtung konf‚essiohcller, Der Forderung des Erzbischofs von Osnabrück auf Ver-
aus öffentlichen Mitteln unterstutzter Volksschulen (Eıga ankerung des Rechtes auf Privatschulen gemäß dem Bon-

ner Grundgesetz ın der Landesverfassung für Schleswig-Nr dutrch die Milıtärregierung Deutschland, britisches
Kontrollgebiet, die Elternbefragung anordnete un nach Holstein 1St nıcht stattgegeben. Allerdings hat der Kultus-
Maßgabe des Elternwillens die Einrichtung oder Wiıeder- minister des Landes Schleswig-Holstein in dem oben g-

nNAanNnnNien Schreiben VO 1951 U, erklärt: 93  1e€ Mög-errichtung VO  } konfessionellen Volksschulen Begınn
liıchkeit, prıvate kontfessionelle Schulen einzurichten, siehtdes Schuljahres 946/47 vorschrieb, wurde die Anweıisung

ın Schleswig-Holstein zunächst nıcht durchgeführt, dann Art des Grundgesetzes ausdrücklich VOrT, ıne finanzielle
Unterstutzung für diese privaten Schulen annn leiderautf energische Forderungen der katholischen Eltern und
nıcht in Aussicht gestellt werden.“ Bıs JeCzt gibt.es nochder Bischöflichen Behörde verspätet un zögernd betolgt.

Die katholischen Eltern torderten einahe vollzählie die keine private katholische Volksschule und auch noch keine
katholische Bekenntnisschule. Diıe Landesregierung Schles- private höhere Schule in Schleswig-Holstein.

Seit einem Jahre esteht für die katholischen Studentenwıg-Holstein lehnte jedoch die Errichtung VO  3 Bekenntnis-
des Volksschullehrdienstes in Schleswig-Holstein die Mög-schulen mi1t dem Hınvweis auf raäumliche un fnanzıelle

Schwierigkeiten 1b Bald nach der oben genannten Eıga lichkeit, sıch der Pädagogischen Hochschule 1n 1e1 dıe
Lehrbefähigung 1ın katholischer Religion erwerben. Die

Nr. erschien die Schulanweıisung für die deutschen Be-
katholischen Lehrpersonen Schleswig-Holsteins sınd 1mM

hörden Nr. (Eiga Nr betreftend Religionsunterricht,
in der die deutschen Schulbehörden der britischen Be- katholischen Erzieherbuné zusammengeschlossen.
SAtZUNgSZONE verpflichtet wurden, spatestens Begınn Südwestdeutschlanddes Schuljahres 946/47 (also 1mM April Religions-
unterricht den Schulen einzurichten. Die Schulbehörden Dıe Bıldung eines neuenS1m südwestdeut-
Schleswig-Holsteins zögerten Hınvweis autf die 2aum- schen Raum wird sıch auch auf dem Gebiet des Erziehungs-
lıchen Schwierigkeiten un: den Mangel an katholischen un: Schulrechts 1n eiıner Tendenz ZUuUr Vereinheitlichung
Lehrpersonen zunächst mMIt der Einrichtung des Religions- und, angesichts der parteipolitischen Struktur, wahr-
unterrichtes für die katholischen Minderheiten. Deshalb scheinlich 1n eiınem heftigen Rıngen ZEW1SSE Grund-
richtete die Kirche un gyroßen Opfern einen notdürftigen satze uswirken. Zum lück siınd den vorauszusehenden
kirchlichen -Religionsunterricht ein, der VO  3 Geistlichen pannungen durch das Grundgesetz, das für die künftige
un kirchlich besoldeten Laienkatechetinnen erteilt wurde. Verfassung maßgebend ..  1St, VO  — vornherein ZEW1SSE Schran-
Nach der Währungreform ergaben siıch daraus untragbare ken SCZOSCNH, W 1e€e iın der Einleitung Nserm Bericht
Belastungen. Auf energisches Drängen der kirchlichen Be- gesagt wurde. Es 51bt aber 1n den drei Ländern, die nun
hörde und der katholischen Erziehungsberechtigten ZIng vereinıgt werden, innerhalb dieser Schranken iıne Anzahl

sechr unterschiedlicher un: gegensätzlicher Bestimmungenalsdann die Landesregierung dazu über, 1n Schleswig-
Holstein beschäftigungslose katholische ostvertriebene Leh- für die relig1öse Erziehung, deren Zukunft 1U  ‘ 1mMm
Ier für einen schulplanmäfßigen Religionsunterricht e1in- Namen der rechtlichen un kulturellen Tradition und 1m

Namen des Naturrechts SOWIe des christlichen Glaubenszustellen, wenn auch miıt unzureichender Stundenzahl. Wo
die Voraussetzungen für einen schulplanmäßigen eli- vekämpfit werden mufß
gionsunterricht ehlen, werden die katholischen Kınder Eınes der wichtigsten oftenen Probleme 1St das Elternrecht.

Verheißungsvoll Sagt Artikel 25 der süudbadischen Ver-großen persönlichen Opfern der Kinder un Lehr-
un: starker Belastung der kirchlichen Fiı- fassung: „In allen Erziehungsfragen ISt der Elternwille

anzen durch Geistliche un Laienkatechetinnen er- entscheidend nach Maßgabe der Verfassung.“ Der Gesetzes-
richtet. 1950 wurde der Entwurftf betr. Landessatzung vorbehalt das übliche Miıttel moderner Verfassungen,

die Anerkennung naturrechtlicher Normen wieder 7urück-für Schleswig-Holstein bekannt. Art dieses Entwurfes
lautet: (1) TE öffentlichen Schulen sind Gemeinschafts- zunehmen schränkt dann jedoch die faktısche Wıiırk-
schulen“, un: ın einer Fassung des Ausschusses für Ver- samkeiıit des Elternwillens stark ein, denn die Verfassung

sieht eben die Simultanschule VOT, Vorbehaltlos bestim-Tassung: (4) 99  1e öffentlichen Schulen fassen als Gemeıin-
CI Artikel 109 und 114 der südwürttembergischen Ver-schaftsschulen die Schüler ohne Unterschied des Bekennt-

n1ısses un der Weltanschauung zusammen“”. Die katho- fassung, dafß die Eltern über die Gestaltung der Schulform
entscheiden un: ıhr W ılle „1m chulwesen  «lische Kirche un die katholischen Erziehungsberechtigten berücksichtigt werden oll Sehr 1mM Gegensatz dazu steht

haben sofort energisch un CEINCUL die Forderung aut Er-
richtung bZw. Wiedererrichtung VO  $ Bekenntnisschulen die nordwürttemberg-badische Formulierung des Artikels

2316 „Verantwortliche Träger der Erziehung sınd 1ın ıhren
gestellt. Der Kultusminister des Landes Schleswig-Holstein Bereichen die Eltern, der Staat Der Artikel wiıird
hat daraufhin mit Schreiben VO 1951 ‚geantwortet: VO  . Nebinger (Kommentar ZUr Verfassung VO  3 Würt-
„Wiıe Ihnen bekannt, enthält Art der Landessatzung temberg-Baden 128) mi1t echt dahin ausgelegt, da{fß
auch 1n der VO' jetzıgen schleswig-holsteinischen Landtag ine posıtıve Einflußnahme der Eltern auf die orm und
beschlossenen Fassung die Bestimmung, da{ß die Ööftent- Erziehungsweise der Schule ausgeschlossen 1St. „In demo-

kratischer Dialektik“ seı1en Staat und Eltern auf ıhrelıchen Schulen als Gemeinschaftsschulen die Schüler ohne
Unterschied des Bekenntnisses un der Weltanschauung Bereiche beschränkt!
zusammentassen. Damıiıt 1St die Frage_der Kontessions- W ıe diese demokratische Dlrn sıch 1n Württemberg-
schule tür das öftentliche Schüulwesen durch VerfTfassungs- Baden Ungunsten der katholischen Grundsätze aus-

SESETIZ geregelt. VCIMAag 1n dieser Regelung gewirkt hat, beweıst folgende Tatsache. 0/9 aller und
Ihrer Auffassung weder ıne Benachteiligung noch die 10 0/9 aller katholischen Eltern stimmten 1n Württemberg
Auferlegung esonderer Pflichten für die eine oder andere 1945 tür die Wiederherstellung der Konfessionsschule.
Konfession Z erkennen.“ Sıe hatte 1im württembergischen eıl des Landes VOFr 1933
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bestanden un WAar VO'  3 den Nationalsozıialısten V1a factı nıcht langer eit den Satz proklamieren jeß daß das
Christentum turmhoch über den Konfessionen steht“. Dasbeseitigt worden Die Verfassunggebende Versammlung

eschlofß trotzdem, der badıschen Tradıtion Zu tolgen, Land Süudbaden hat dieses Wiıderspruchs urz VOL

Kulturkampf durch das Schulgesetz VO 18 1876 der Volksabstimmung die kontessionelle Lehrerbildung
die Simultanschule eingeführt worden War Allerdings wiederhergestellt. In Südwürttemberg werden die An-
CINISTE INa sıch autf die typisch adısche cQhristliche (3@+* wartfifer des Lehramtes auf fünfjährigen kontessi0-
meıinschaftsschule Die öffentlichen Volksschulen sind nellen Lehreroberschule vörgebildet ehe S1IC ann für z wWwe1

christliche Gemeinschafttsschulen (Art 37) Dagegen be- Jahre auf das siımultane padagogische Institut gehen Im
stehen Südwürttemberg Zanz überwiegend kontess10- nördlichen Lande dagegen bestehen siımultane Lehrer-
nelle Volksschulen, WIC der Elternwille torderte Die bildungsanstalten INIL wöchentlich dreistündiger Vor-

lesung über Religiongegensätzlıche Entwicklung den beiden Teıulen Wuürt-
tembergs bietet also C1inNn deutliches Beispıiel dafur. da{ß die Es 1ST. C1inN Probefall für die „chrıstlıche Simultanschule,
Büurger MI1 ıhrem Wahlzettel,; auch WENN SIC ıberal oder ob SCSTALLEL werden kann, dafß C1M Lehrer, der keinem
sozialıstisch SEIMMLITEN, keineswegs auf ıhr ElternrechtVOI- christlichen Bekenntnis angehört oder sich als gottlos
zıchten woilten. ber die einma|l gewählten Parteivertreter ekennt iıhr unterrichten dürfe 1le dreı Verfassungen

ıhrer Mehrheit gehorchten der Parteidoktrin, nıcht den sıchern natürlich allen Bürgern und auch den Lehrern Z
Wählern. F da{iß nıemand Nn SC1NCS relıg1ösen Bekenntnisses be-
Es ı1ST befürchten, da{fß auch ı Südweststaat die nachteiligt werden darf Andererseits scheint keıines
christliche Gemeinschaftsschule verfassungsmäßig C111- Beweises bedürten, daß CinH dezidierter Nıchtchrist

keinen christlichen Unterricht erteılen ECIMAS Dıiegerichtet werden wırd Auch katholischen Kreisen
Badens hat SIC Anhänger In anderen Gegenden Deutsch- Verwaltungspraxıs versöhnt diese Extreme, indem S1C

lands wiıird In  $ siıch darüber wundern Jedoch 1ST die solche Lehrer, die bezeichnenderweıise csehr selten sind
nıcht einklassıgen Schulen anstellt und der NOonNYy-Simultanschule, WIC S1C Baden esteht tatsächlich

anderes als anderen Gegenden Wenigstens War SIC CD der Stäiädte verschwinden Aflßt Südbaden hat 1NCIN

un ZWAar erstens deshalb weıl Baden des allgeme1- Verfassungsprozefß die Sozialdemokratie CW
Der Kegierung wurde bestätigt da{fß Rechtens 1ST, Lehr- EW1CN Konfessionsverhältnisses 58 (kath.) evang.) autf

dem Lande der Mehrzahl relig1ös einheıtliche Gemeın- amtskandıdaten ohne christliches Bekenntnis mangels sach-
den aufwıes, bıs der Flüchtlingsstrom dıese Struktur licher Qualifikation tür den Unterricht der cQhristlichen
äanderte Da die Lehrer fast ausnahmslos dem Bekenntnis Simultanschule nıcht einzustellen (vgl Herder-Korrespon-
der Mehrzahl der Schüler angehörten, wırkte sıch das denz Jg 242)
Sımultanprinzıp vielen Fällen nıcht AUS Zweıtens 157 Eınen Beweıls tür die wohlwollende Neutralıität IS

über dem Chrıistentum bietet der deutsche SüdwestenBaden anders als Schleswig-Holstein oder ein eıl VO  e

Niedersachsen VO  - lebendigem cQhristlichem Erbe erfullt durch die Übereinstimmung darüber dafß der Religions-
Wenn der nordwürttembergisch badıschen Verfassung unterricht allen Schulen ordentliches Lehrtach 1ST In

Artıkel 37 die christlichen Werte VOL den humanıtären den Volksschulen wiıird Z eıl (Biblische Geschichte)
un: soz1ialistischen als inhaltliches Unterrichtsprinzip SC- durch dıe Lehrer erteiılt Die Gerechtigkeıit gebietet
annn werden, hat das diıesem deutschen Raum nen SCH, da{ß der geistliche Religionslehrer un SC1iN Unter-
echten Sınn und 1ST SEMEINT In badischen Schule riıcht Südwesten nıcht NUur veduldet sondern daß S1C

christliche Auffassungen ISNOTICICH oder Sar be- eLW2 derselben W eise honoriert werden WI1C die Apo-
kämpfen, würde ohl als unerträglıch gelten Eın Lehrer, stolıschen untıen den Diplomatischen OT’ps kultı-

Vierier Staaten Der Religionsunterricht IST, ob rechtlichder das gCn würde, dürfte VO  3 der hier noch sehr
Jebendigen Dorfdemokratie alsbald hinweggefegt werden, WIC Südbaden un: Südwürttemberg oder faktisch,
un: kein badisches Mınısteriıum vermöchte ıhn halten. C1IiM hoch geachtetes, ulr nıcht n CN Hauptfach., Der

Religionslehrer geniefßst fast WEn VorschufßIn Erkenntnis dieser begrifflich schwer fassenden kon-
kreten Sıtuation hat auch der Erzbischöfliche Stuhl VO  e} Prestige. Sein Wort hinsıchtlich der charakterlichen Be-
Freiburg die cQhristliche Simultanschule bisher wohlwollend urteilung der Schüler wırd IM Den LKesern!

die dergleichen Bemerkungen als unsubstanzi;ert empfiin-geduldet, WEn auch VO  — Antfang darauf bestanden
hat, daß sS1e keinestalls als ideal anzusehen SC1, Man hat den un nach rechtlichen Normen iragen, MU: SEANLWOLEL
dabej allerdings ı 1nNe conditio S1NC qua 1OÖ  > gyeltend werden daß die südwestdeutsche Demokratie mehr

Vertahren esteht als Rechtssätzen Vielleicht War CSgemacht: da{ß nämlich die Lehrerbildung aut konfessio0-
neller Grundlage stehen muß WIC in Baden bıs ZU unausgesprochenes Motiıv der altbadischen Ren:tenz
Dritten eich tatsächlich der Fall WAar die Vereiniugung MI1IL Stuttgart der Furcht suchen,

die demokratische Großzügigkeit badıscher Verwaltungs-Dıie konfessionelle Ausbildung der Lehrer wırd deshalb
der springende Punkt der kommenden Schuldebatte SC111, praktiken könne urch 1Ne mehr zentralistische Uro-
Be1 dieser Forderung geht IMNa  } auf katholischer Seıte VO  3 kratıe Schaden leiden

Eın UÜberblick über die schulpolitische Lage 1111 Südwest-der Selbstverständlichkeıit AUs, da{ß LG christliche R
zıeherpersönlıchkeıit, WIC S1C durch dıe Natur der „Christ- Aaum geStTALLEL Nn Die katnholische Karche dart
lichen Gemeinschaftsschule gefordert wırd Cin Van- hofflen, daß die staatlıchen Behörden Zukuntft sıch

der vornehmen TIradıtion des Südwestens C'n Beıispielgelischer oder CM katholischer Christ SC1IMN mu{fß und eın
neutraler Christ SCIN kann, weıl nıcht gibt nehmen Man wırd wahrscheinlich aut dıe konfessionelle
Diıese Auffassung dürfte VO  a der Mehrheıt des Volkes Volksschule verzıchten INussen obwohl INa  —_ selbstver-

ständlich dies erzieherische Ideal kämpfen wırd Dergeteilt werden, trotzdem der Badische Lehrervereıin der
zwıschen lıberalen und soz1ialistischen kulturpolitischen Staat wırd aber die „christliche“ Sıimultanschule konze-
Gedankengängen eCinh n richtungslos herumtreıbt VOL dieren Er wırd das Wort christlich“ hoftentlich ehrlıch
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auslegen, Ww1e bishef gedeutet wurde. Auch wenn die ihren Bischöfen, damit die Aufgabe gestellt, sich in einem
Volksschullehrer ın der Mehrzahl Simultanakademien freundlichen Klıma ım wesentlichen doch auf die eigene
herangebildet werden, wırd das VWort „simultan“ doch Kraft stützen. Deshalb 1St 6S wichtig, da{fiß der Autbau
S! verstanden werden, da{ß die künftigen Lehrer entweder der Elternvereinigungen un des katholischen FErzieher-
katholisch oder protestantisch sein mussen, aber iıcht ke1- bundes energischer versucht wird, als bisher notwendig
NCcs Von beıiden. Im simultanen Unterricht: in der Philo- schien. Das gilt für Baden vielleicht noch mehr als für

Württemberg. Es wırd bei der kommenden Verfassungsophie, Geschichte un deutschen Literatur wird Ma  m] die
Phänomene chrıistlich interpretieren, WwW1e das 1n Süd- VOT allem auch daraut ankommen, den Eltern eine größere
westdeutschland Brauch 1St. Man wırd das Jahr 1848 un Verantwortung für die Schule aufzuerlegen. Die badischen
gelegentlich auch das Jahr 1789 mIt der Bibel ın Einklang Elternbeiräte sınd bisher Schattengestalten SCWESICH.

bringen versuchen. Man wiırd aber jedenfalls die alte Das Privatschulwesen spielt ın Südwestdeutschland, ab-
Kultur des deutschen Südwestens nıcht VveErgeSSCH, dıe Ja gesehen VO  $ eıner Anzahl un einigen hervorragen-
Z eıl darın besteht, daß hierzulande jeder den klösterlichen oder geistlichen höheren Schulen, keine
Mensch selbst seın darft Man wiıird also 1mM Bereich VO große Rolle tür die Allgemeinheit der Katholiken. ber
Erziehung un Schule der Kirche 7zweiıtellos auch weiterhıin die Existenz der Privatschulen 1St als Durchbrechung des
ehrlich ine Chance geben. Man wird, 1im Gegensatz staatlıchen Schulmonopols VO'  _ grundsätzlicher Wiıchtig-
norddeutschen Liberalen un: Sozıalısten, siıcherlich keinen keit. Das sudbadısche Privatschulgesetz VO: 14 11 1950
Versuch machen, die christlichen Gläubigen 1mM Ööftent- 1STt ıne gute un sorgfältig gearbeitete Grundlage. Es 1St
lıchen echt benachteiligen. hoffen, daß die Privatschule auch 1n der uen Ve
ber natürlich wiırd den Katholiken, i'hren Priestern un fassung iın dieser Weise verankert wiırd.
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05 Humanısmo“ (s u.) wırd VO:  3 dem argentinischen Philosophieprofes-
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